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►AKTUELL: BUNDESRATSINITIATIVEN ZUR STEUERRECHTLICHEN VEREINFACHUNG UND ENTLASTUNG

Während seitens Bundesregierung und Bundestag 
Maßnahmen zur Steuervereinfachung und zur Ent-
lastung der Steuerpflichtigen nicht im Vordergrund 
zu stehen scheinen, entwickelt sich immerhin eine 
diesbezüglich positive Initiative der Länder Nord-
rhein-Westfalen und Bayern, aufgrund derer dem 
Finanzausschuss des Bundesrates am 06.07.2018 di-
verse Vorschläge zugewiesen wurden. 
Die Vorschläge gliedern sich in drei Kategorien zur 
Reduzierung von Bürokratiekosten, zur Förderung 
von Ehrenamt, Familien und pflegenden Angehöri-
gen und zur Sicherung des Wirtschaftsstandortes. In 
Sachen Bürokratiekosten sind Erleichterungen bei 
Umsatzsteuer-Voranmeldungen in Gründungsfällen 
und Verkürzungen von Aufbewahrungsfristen ge-
plant. Außerdem verbergen sich unter diesem Eti-
kett einige Maßnahmen zugunsten von Land- und 
Forstwirten. Zugunsten ehrenamtlich Tätiger, Fami-
lien und pflegender Angehörigen sollen diverse Pau-

schalen angehoben werden. Deutlich ins Gewicht 
fallen die Freigrenze für wirtschaftliche Geschäftsbe-
triebe gemeinnütziger Organisationen von 35.000 € 
auf 45.000 €, des Höchstbetrages für Kinderbetreu-
ungskosten von 4.000 € auf 6.000 € und des Freibe-
trages zur Förderung von Mitarbeitergesundheit von 
500 € auf 1.200 €, vermutlich um letzterem eine brei-
tere Bedeutung zukommen zu lassen. Standortför-
dernd sollen unter anderem eine Gutschrift für For-
schung und Entwicklung, eine abschreibungsbasierte 
Wohnungsbauförderung und eine weitere Erhöhung 
der Obergrenze für geringwertige Wirtschaftsgüter 
wirken. Zu diesem Thema wird allerdings der längs-
te der drei Maßnahmenkataloge präsentiert. 
Aus meiner Sicht ist es sehr begrüßenswert, dass 
Steuervereinfachung und Steuerentlastung wieder 
stärker ins Blickfeld gerückt werden. Lediglich die 
Maßnahmen zugunsten von Land- und Forstwirten 
wirken ein wenig klientelpolitisch. 

►FÄLLIGKEITSTERMINE STEUERN UND SOZIALVERSICHERUNG AUGUST UND SEPTEMBER 2018 
 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag1 10.08.2018 10.09.2018 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag – 10.09.2018 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag – 10.09.2018 

Umsatzsteuer2 10.08.2018 10.09.2018 

Umsatzsteuer-Sondervorauszahlung – – 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 13.08.2018 13.09.2018 

Gewerbesteuer 15.08.2018 – 

Grundsteuer 15.08.2018 – 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 20.08.2018 – 

Sozialversicherung4 29.08.2018 26.09.2018 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind 
zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an Anteilseigner an das zu-
ständige Finanzamt abzuführen. 

 

1 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende (bei Dau-

erfristverlängerung einen Monat später) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
3 Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, 

dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Die Schonfrist endet damit entsprechend früher. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

4 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats vor-
gezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitli-
cher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit an die jeweilige Einzugs-
stelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage 
vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf 
einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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►GRUNDSTÜCKSEIGENTÜMER/VERMIETER 

Wohnungseigentümer müssen auch hohe Sanie-
rungskosten tragen 
Hat ein Altbau feuchte Wände und ist die Nutzung 
der Räumlichkeiten stark beeinträchtigt, muss eine 
Wohnungseigentümergemeinschaft die Schäden be-
seitigen, auch wenn die Kosten dafür sehr hoch sind. 
Notfalls muss die Sanierung gemeinsam finanziert 
werden. Das hat der Bundesgerichtshof entschieden. 
In einem 1890 erbauten Gebäude waren die Außen-
wände in drei Eigentumseinheiten im Souterrain 
stark durchfeuchtet. Laut einem eingeholten Gutach-
ten sollte die Sanierung 300.000 € kosten. Der Mehr-
heit der Eigentümer war dies zu teuer. Die Sanie-
rung wurde mit der Begründung abgelehnt, dass in 
Altbauten feuchte Wände durchaus üblich seien. 
Nach Auffassung des Gerichts muss die Sanierung 
durchgeführt werden. Eine Eigentümergemeinschaft 
ist verpflichtet, das Gemeinschaftseigentum instand 
zu halten und notfalls auch zu sanieren. Entschei-
dend ist dabei, wie die Räume genutzt werden. Für 
Kellerräume in einem Altbau würden andere Maß-
stäbe gelten als für Wohnungen und Geschäftsräu-
me. Bei letzterer Nutzung könne auch bei Altbauten 
erwartet werden, dass die Wände nicht feucht sind. 

►UNTERNEHMER/BETEILIGUNGEN 

Geschlossener Immobilienfonds: Rückabwicklung 
oder steuerpflichtige Veräußerung 
Eheleute hatten sich an einem geschlossenen Immo-
bilienfonds beteiligt, der aber nicht die versproche-
nen Renditen erwirtschaftete. Sie verklagten daher 
die Bank, die die Beteiligung vertrieben hatte, auf 
Schadensersatz und Rückabwicklung der Beteili-
gung. Im Rahmen eines Vergleichs zahlte die Bank 
eine Abfindung, die das Finanzamt als Veräuße-
rungspreis für die Immobilie wertete. Es ermittelte 
einen Gewinn aus einem privaten Veräußerungsge-
schäft, weil die Beteiligung weniger als zehn Jahre 
bestanden hatte. 
Der Bundesfinanzhof entschied, dass der Abfin-
dungsbetrag aufzuteilen ist. Soweit er den Wert der 
Immobilie übersteigt, ist er nicht Veräußerungspreis, 
sondern steuerfreier Schadensersatz. 

Hinzuschätzung aufgrund einer Quantilsschät-
zung bei erheblichen formellen Mängeln der Auf-
zeichnungen der Bareinnahmen 
Bei erheblichen formellen Mängeln der Bareinnah-
men-Aufzeichnungen kann aufgrund einer Quantils-
schätzung hinzugeschätzt werden. Das Ergebnis 
muss aber durch weitere Erkenntnisse, z. B. Ergeb-
nisse einer stochastischen Untersuchung, und eine 
partielle Nachkalkulation gestützt werden. Außer-
dem dürfen anderweitige Schätzmethoden, wie eine 

Geldverkehrsrechnung und eine Ausbeutekalkulati-
on, nicht in Betracht kommen. 
Vor dem Finanzgericht Hamburg wehrte sich der 
Wirt eines griechischen Lokals gegen die Zuschät-
zung zu seinem Gewinn. Der Wirt benutzte eine Re-
gistrierkasse, zog aber die Tagesendsummenbons (Z-
Bons) nicht immer täglich, sondern teilweise für 
mehrere Tage, und führte kein Kassenbuch. Im 
Rahmen einer Betriebsprüfung erkannte die Prüferin 
das Fehlen von Sonntagen in den Aufzeichnungen 
und berechnete die Hinzuschätzung mittels der sog. 
Quantilsschätzung unter Berücksichtigung eines 
Rohgewinnaufschlagsatzes von 296 %. 
Zu Recht, entschied das Gericht. Die Aufzeichnun-
gen waren mangelhaft und manipuliert. Andere 
Schätzungsformen schieden von vornherein aus. 
U. a. scheiterte eine Ausbeutekalkulation für Speisen 
und Getränke daran, dass der Wirt die von ihm 
verwendeten Speisekarten nicht vorgelegt hatte und 
weder die verkauften Speisen noch deren Verkaufs-
preise nachträglich festgestellt werden konnten. 
Der Bundesfinanzhof muss möglicherweise ab-
schließend entscheiden. 

Geschäftsführer einer GmbH sind regelmäßig so-
zialversicherungspflichtig 
Geschäftsführer einer GmbH unterliegen grundsätz-
lich den Weisungen der Gesellschafter und sind des-
halb regelmäßig als abhängig beschäftigt und damit 
als sozialversicherungspflichtig anzusehen. Dies hat 
das Bundessozialgericht entschieden. 
Eine Ausnahme gilt für Geschäftsführer, die zugleich 
Gesellschafter der GmbH sind, wenn sie durch Ein-
flussnahme auf die Gesellschafterversammlung die 
Geschicke der Gesellschaft bestimmen können. Dies 
ist regelmäßig der Fall, wenn ein Geschäftsführer 
mindestens 50 % der Anteile am Stammkapital hält. 
Bei einer geringeren Kapitalbeteiligung bedarf es 
ausdrücklicher Regelungen im Gesellschaftsvertrag 
über eine umfassende und unentziehbare Sperrmi-
norität, sodass es dem Geschäftsführer möglich ist, 
ihm nicht genehme Weisungen der Gesellschafter-
versammlung zu verhindern. 
Dementgegen kommt es nicht darauf an, ob ein Ge-
schäftsführer einer GmbH im Außenverhältnis weit-
reichende Befugnisse besitzt oder ihm etwaige Frei-
heiten, z. B. bei den Arbeitszeiten, eingeräumt wer-
den. Entscheidend sind vielmehr die rechtlich 
durchsetzbaren Einflussmöglichkeiten auf die Be-
schlüsse der Gesellschafterversammlung. 

Zwischen GbR-Gesellschaftern vereinbartes Pkw-
Privatnutzungsverbot zur Vermeidung der 1 %-Re-
gelung kann unbeachtlich sein 
Rechtsanwalt A war zu 92 % an einer Rechtsanwalts-
GbR beteiligt. Im Betriebsvermögen war ein Pkw, 
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den nur A fuhr. Mit der Gesellschaft war schriftlich 
ein Privatnutzungsverbot vereinbart. Über die Kon-
trolle des Verbots und Sanktionen bei Verstoß wurde 
dagegen nichts vereinbart. Die Gesellschaft setzte für 
A keinen privaten Nutzungswert nach der 1 %-Rege-
lung an. 
Das Finanzgericht Hamburg entschied, dass die 
1 %-Regelung anzuwenden sei, weil nach der allge-
meinen Lebenserfahrung dienstliche Fahrzeuge, die 
zu privaten Zwecken zur Verfügung stehen, tatsäch-
lich privat genutzt werden. Dieser Anscheinsbeweis 
könne zwar durch einen Gegenbeweis entkräftet 
werden, sodass das Finanzamt die private Nutzung 
nachweisen muss. Nach Auffassung des Gerichts 
war in diesem Fall der Anscheinsbeweis durch das 
Privatnutzungsverbot aber nicht entkräftet, weil es 
weder ernsthaft vereinbart worden war noch üblich 
ist. Auch hätte ein Verstoß gegen das Nutzungsver-
bot keine Sanktionen nach sich gezogen. 
Der Bundesfinanzhof muss möglicherweise ab-
schließend entscheiden. 

►KINDER 

Kindergeldanspruch bei mehraktiger Berufsaus-
bildung 
Eine volljährige Tochter hatte ihre Ausbildung zur 
Steuerfachangestellten abgeschlossen. Während ihrer 
anschließenden Fortbildung zur Steuerfachwirtin 
arbeitete sie mehr als 20 Stunden pro Woche in einer 
Steuerberatungskanzlei. Sie behauptete, ihr Berufs-
ziel „Steuerfachwirtin“ noch nicht erreicht zu haben. 
Nach der entsprechenden Prüfungsordnung ist die 
erfolgreich abgeschlossene Ausbildung zur Steuer-
fachangestellten Voraussetzung; ebenso wie die drei-
jährige Berufserfahrung als Steuerfachangestellte. Ihr 
erster Abschluss sei hiernach integrativer Bestandteil 
eines einheitlichen Ausbildungsgangs. 
Dem widersprach das Finanzgericht Düsseldorf. Ein 
einheitlicher Ausbildungsgang liegt nur vor, wenn 
die Ausbildungsabschnitte in einem engen sachli-
chen Zusammenhang zueinander stehen und in en-
gem zeitlichem Zusammenhang durchgeführt wer-
den. Die Berufsausbildung Steuerfachangestellte und 
die Fortbildung Steuerfachwirtin seien keine Ausbil-
dungseinheit. Vielmehr liege eine die berufliche Er-
fahrung berücksichtigende Fortbildungsmaßnahme 
(Zweitausbildung) vor. Der Bundesfinanzhof muss 
abschließend entscheiden. 
Hinweis: Der Bundesfinanzhof hat zwischenzeitlich 
in einem anderen Fall entschieden, dass es sich bei 
einer nach Beendigung der Ausbildung zur Steuer-
fachangestellten nachfolgenden Fachschulausbil-
dung um eine Zweitausbildung handelt, wenn das 
Kind diese nicht zum nächstmöglichen Zeitpunkt 
fortsetzt. Eine mehr als 20 Wochenstunden umfas-
sende Erwerbstätigkeit während der Wartezeit und 

während der Durchführung der Fachschulausbil-
dung schließt einen Kindergeldanspruch aus. 

►UMSATZSTEUER 

Privatverkauf bei eBay ist dem Inhaber des eBay-
Nutzernamens zuzurechnen 
Seit mehreren Jahren überwacht die Finanzverwal-
tung mittels spezieller Programme Verkäufe über 
Internetplattformen. Im Fokus stehen auch „Privat-
verkäufer“, die nur unter Angabe eines fiktiven 
Nutzernamens eine Vielzahl von Waren veräußern, 
aber die daraus erzielten Erlöse weder der Einkom-
mensteuer noch der Umsatzsteuer unterwerfen. 
Das Finanzgericht Baden-Württemberg hat entschie-
den, dass die Umsätze der Person zuzurechnen sind, 
unter deren Benutzernamen die Verkäufe ausgeführt 
wurden. Im entschiedenen Fall wurden auf der Platt-
form eBay über das Nutzerkonto eines Ehemanns 
über mehrere Jahre hinweg hunderte Verkäufe ab-
gewickelt, die zu einem jährlichen Gesamtumsatz 
von über 20.000 € führten. Damit lag eine nachhalti-
ge unternehmerische Tätigkeit vor. Umsatzsteuer 
wurde nicht erklärt und nicht abgeführt. 
Das Finanzamt hatte zunächst Umsatzsteuerbe-
scheide gegen den Ehemann und seine Ehefrau je-
weils als Einzelunternehmer erlassen, weil auch Ge-
genstände der Ehefrau über den Benutzernamen 
veräußert wurden. Dagegen wehrten sich die Ehe-
leute erfolgreich. Nunmehr nahm das Finanzamt nur 
noch den Ehemann in Anspruch, weil er das Nut-
zerkonto Jahre zuvor eröffnet hatte und damit zivil-
rechtlicher Vertragspartner des jeweiligen Verkaufs-
vorgangs war. Das Finanzgericht bestätigte die Auf-
fassung des Finanzamts. 

Vorsteuerabzug für Verzicht auf Pachtvertrag trotz 
steuerfreier Grundstücksveräußerung möglich 
Verzichtet ein Pächter gegen Entgelt auf seine Rechte 
aus einem langfristigen Pachtvertrag, kann der Ver-
pächter die in Rechnung gestellte Umsatzsteuer als 
Vorsteuer abziehen, wenn er das Grundstück steu-
erpflichtig verpachtet hatte. Eine anschließende um-
satzsteuerfreie Veräußerung des Grundstücks ist 
jedenfalls dann unschädlich für den Vorsteuerabzug, 
wenn die vorzeitige Auflösung des Pachtvertrags zu 
einem Zeitpunkt erfolgt, in dem das Pachtverhältnis 
noch besteht und zu diesem Zeitpunkt die Absicht 
einer steuerfreien Grundstücksveräußerung nicht 
festgestellt werden kann. 

►ALLE STEUERPFLICHTIGEN 

Nachzahlungszinsen könnten ab 2015 verfas-
sungswidrig hoch sein 
Ein Ehepaar musste im Jahr 2017 nach einer Außen-
prüfung Einkommensteuer nachzahlen. Gleichzeitig 
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setzte das Finanzamt für den Zeitraum April 2015 
bis November 2017 Nachzahlungszinsen von etwa 
240.000 € fest. Das Ehepaar legte gegen die Zinsfest-
setzung Einspruch ein und beantragte die Ausset-
zung der Vollziehung. 
Der Bundesfinanzhof gab dem Aussetzungsantrag 
statt. Bei summarischer Prüfung hatte er für Verzin-
sungszeiträume ab dem Jahr 2015 schwerwiegende 
Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit der Zinsrege-
lung. Danach betragen die Zinsen für jeden Monat 
0,5 % einer nachzuzahlenden oder zu erstattenden 
Steuer. 
Hinweis: Zur Frage, ob der gesetzliche Zinssatz für 
Veranlagungszeiträume ab 2010 bzw. ab 2012 verfas-
sungsgemäß ist, liegen dem Bundesverfassungsge-
richt bereits Verfassungsbeschwerden vor. Über die-
se wird voraussichtlich noch im Jahr 2018 entschie-
den werden. 

Dashcam-Aufnahmen: Verwertbarkeit als Be-
weismittel im Unfallhaftpflichtprozess 
Obwohl eine permanente anlasslose Aufzeichnung 
des gesamten Geschehens auf und entlang der Fahr-
strecke eines Fahrzeugs mittels einer sog. Dashcam 
datenschutzrechtlich unzulässig ist, kann die Video-
aufzeichnung im Unfallhaftpflichtprozess als Be-
weismittel verwertet werden. Das hat der Bundesge-
richtshof entschieden. 
Nach Auffassung des Gerichts ist bei der vorzuneh-
menden Abwägung das Interesse des Geschädigten 
an der Durchsetzung seiner zivilrechtlichen Ansprü-
che und sein Anspruch auf rechtliches Gehör höher 
zu bewerten als das allgemeine Persönlichkeitsrecht 
des Unfallgegners, insbesondere sein Recht auf in-
formationelle Selbstbestimmung und sein Recht am 
eigenen Bild. 
Datenschutzrechtlich zulässig ist eine kurze, anlass-
bezogene Aufzeichnung des Unfallgeschehens, etwa 
durch ein dauerndes Überschreiben der Aufzeich-
nungen in kurzen Abständen und Auslösen der dau-
erhaften Speicherung erst bei Kollision oder starker 
Verzögerung des Fahrzeugs. 

Nachbarschaftshilfe: Haftung im Schadensfall? 
Hilft jemand einem anderen unentgeltlich und ver-
ursacht dabei einen Schaden, gehen Gerichte häufig 
davon aus, dass beide stillschweigend die Haftung 
ausgeschlossen haben, also gegenseitig nicht für 
Schäden haften. 
Nach einer Entscheidung des Oberlandesgerichts 
Nürnberg gilt dies allerdings nicht, wenn der Schä-
diger über eine Haftpflichtversicherung verfügt. 
Nach Auffassung des Gerichts ist es wahrscheinlich, 
dass jemand zwar einen helfenden Freund von pri-
vater Haftung freistellen will. Nicht anzunehmen sei 

hingegen, dass er auch dessen Haftpflichtversiche-
rung freistellen will. 

►ARBEITGEBER/ARBEITNEHMER 

Schadensersatz bei rechtswidriger Versetzung 
Ein Metallbaumeister wurde von Südhessen nach 
Sachsen versetzt. Er kam der Versetzung nach, klag-
te aber erfolgreich dagegen, sodass er zwei Jahre 
später wieder in Südhessen arbeiten konnte. Wäh-
rend der Zeit in Sachsen hatte er dort eine Wohnung 
gemietet und war an jedem Wochenende mit seinem 
Privatwagen nach Hause gependelt. 
Das Hessische Landesarbeitsgericht entschied, dass 
der Arbeitgeber aufgrund der rechtswidrigen, unbil-
ligen Weisung zum Schadensersatz verpflichtet sei. 
Demnach seien die Kosten für die Zweitwohnung 
sowie ein Teil der Aufwendungen für Heimfahrten 
(Wert der Zugfahrten 2. Klasse an jedem zweiten 
Wochenende) und ein Tagegeld nach den öffentlich-
rechtlichen Reisekostenregelungen zu erstatten. Eine 
Vergütung der Fahrzeiten für Fahrten zwischen den 
beiden Wohnorten komme hingegen nicht in Be-
tracht, da der Metallbaumeister hierdurch keinen 
(messbaren) materiellen Schaden erlitten habe. 
Das Bundesarbeitsgericht muss abschließend ent-
scheiden. 

Kein Lohnzufluss bei Gehaltsumwandlung für 
vorzeitigen Ruhestand 
Eine GmbH schloss mit ihrem Geschäftsführer, der 
nicht am Stammkapital der GmbH beteiligt war, eine 
Wertguthabenvereinbarung. Durch diese Vereinba-
rung sollte sein vorzeitiger Eintritt in den Ruhestand 
finanziert werden. Der Geschäftsführer verzichtete 
auf monatlich 6.000 € brutto. Das so angesparte Gut-
haben sollte ihm in der späteren Freistellungsphase 
ausgezahlt werden. Lohnsteuer wurde von den ein-
behaltenen Bezügen nicht abgeführt. 
Der Bundesfinanzhof bestätigte, dass keine Lohn-
steuer einzubehalten ist. Er sieht keine Rechtsgrund-
lage dafür, bei einem angestellten Fremdgeschäfts-
führer andere Maßstäbe anzusetzen als bei sonstigen 
Arbeitnehmern. Damit widerspricht er der Auffas-
sung der Finanzverwaltung, die Zeitwertkonten als 
mit dem Aufgabenbild des Organs einer Körper-
schaft für nicht vereinbar hält und bereits auf die 
einbehaltenen Beträge den Lohnsteuerabzug fordert. 
Hinweis: Beherrschende Gesellschafter-Geschäfts-
führer können bereits im Zeitpunkt der Fälligkeit 
über die geschuldete Vergütung verfügen. Bei ihnen 
ist weiterhin bereits bei Gutschrift auf dem Zeit-
wertkonto Lohnsteuer einzubehalten. 


